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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 

* 

zur Neugliederung des Bundesgebietes gemäß 
Artikel 29 Abs. 1 bis 6 des Grundgesetzes 
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mit Begründung (Anlage 1). Die Kosten des Volksentscheides 
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Federführend ist der Bundesminister des Innern. 
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gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
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Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Neugliederung 
des Bundesgebietes gemäß Artikel 29 Abs. 1 bis 6 
des Grundgesetzes 
(Erstes Neugliederungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Die badischen Gebietsteile verbleiben im Land 
Baden-Württemberg. 

§ 2 

Uber § 1 dieses Gesetzes findet gemäß Artikel 29 
Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes binnen sechs Mo- 
naten nach Inkrafttreten des Gesetzes in den badi- 
schen Gebietsteilen des Landes Baden-Württemberg 
ein Volksentscheid nach den §§21 bis 37 des Geset- 
zes über Volksbegehren und Volksentscheid bei 
Neugliederung des Bundesgebietes nach Artikel 29 
Abs. 2 bis 6 des Grundgesetzes vom 23. Dezember 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 835) statt. 

§ 3 

Der Stimmzettel hat folgenden Wortlaut: 

„Stimmzettel für den Volksentscheid in den badischen 
Gebietsteilen des Landes Baden-Württemberg 

Stimmen Sie dem § 1 des Ersten Neugliede- 
rungsgesetzes zu, der folgendes bestimmt: 

Die badischen Gebietsteile verbleiben im 
Land Baden-Württemberg. 

Ja □ Nein 

§ 4 

Das Gesetz über Volksbegehren und Volksent- 
scheid bei Neugliederung des Bundesgebietes nach 
Artikel 29 Abs. 2 bis 6 des Grundgesetzes vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 835) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 23 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wer einen Stimmschein hat, kann an der Ab- 
stimmung 

1. durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
Stimmbezirk des Abstimmungsgebietes, 

2. durch Briefabstimmung 
teilnehmen.'' 

2. § 25 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,(1) Die Vorschriften des Bundeswahlgesetzes 
vom 7. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 383) in 
der Fassung des Gesetzes über die Eingliede- 
rung des Saarlandes vom 23. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 1011) über 


1. die Einteilung der Wahlkreise in 
Wahlbezirke (§ 2 Abs. 3), 

2. die Bildung und Tätigkeit der Wahl- 
organe (§ 9 Abs. 1 und 2, § 10), 

3. die Wahlehrenämter (§ 11), 

4. die Führung und Auslegung der Wäh- 
lerverzeichnisse und die Erteilung von 
Wahlscheinen (§ 18), 

5. die Wahrung des Wahlgeheimnisses 
(§ 34 Abs. 1), 

6. die Briefwahl (§ 36) 
sind entsprechend anzuwenden. 

Es werden ersetzt die Bezeichnungen „Wahl- 
kreise" durch „Stimmkreise", „Wahlbezirke" 
durch „Stimmbezirke", „Wahlberechtigte" durch 
„Stimmberechtigte", „Wahlleiter" durch „Ab- 
stimmungsleiter", „Wahlausschüsse" durch „Ab- 
stimmungsausschüsse", „Wahlvorsteher" durch 
„ Abstimmungsvorsteher" , „Wahlvorstände " 
durch „Abstimmungsvorstände", „Wahlurnen" 
durch „Stimmurnen", „Wahlgeheimnis" durch 
„Abstimmungsgeheimnis", „Briefwahl" durch 
„Briefabstimmung", „Wahlscheine" durch „Stimm- 
scheine", „Wahlbrief" durch „Stimmbrief", 
„Wahlbriefumschläge" durch „Stimmbriefum- 
schläge".' 

3, § 30 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Bei der Briefabstimmung ist die Stimm- 
abgabe außerdem ungültig, wenn 

1. der Stimmbrief nicht rechtzeitig ein- 
gegangen ist, 

2. dem Stimmzettel kein oder kein mit 
der vorgeschriebenen eidesstattlichen 
Versicherung versehener Stimmschein 
beigefügt ist." 

4. § 37 erhält folgende Fassung: 

„§ 37 

(1) Für die Durchführung des Volksentscheids 
(§§ 20 bis 36) gelten die §§ 1 bis 28, 42 bis 62, 
71, 72 Abs. 1, 2 und 5, §§ 85 bis 88 der Bundes- 
wahlordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 31. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I 

S. 917) entsprechend. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Ausführungs- 
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bestimmungen zu erlassen zu den Vorschriften 
in 


§§ 2 bis 7 über das Zulassungsverfahren, 


§§ 10 , 11 
§§ 12, 13 


§§ 14, 15 
§ 16 


über die Erteilung von Eintra- 
gungsscheinen, 

über die Bildung, Beschlußfähig- 
keit und das Verfahren des Ein- 
tragungsausschusses und die Er- 
nennung der Eintragungsleiter, 

über das Eintragungsverfahren, 

über die Feststellung des Ein- 
tragungsergebnisses, 


§§ 29 bis 32 über die Feststellung des Ab- 
stimmungsergebnisses, 

§§ 34, 35 über die Durchführung von 
Nachabstimmungen und Wieder- 
holungsabstimmungen. " 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 6 


§ 22 Abs. 2 über die Stimmabgabe der 
Stimmberechtigten, 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeines 

1. 

Das Grundgesetz erteilt in Artikel 29 Abs. 1 bis 6 
den Auftrag, das Bundesgebiet durch Bundesgesetz 
neu zu gliedern. Die Neugliederung kann in einem 
Zuge durch ein einheitliches Bundesgesetz durch- 
geführt werden. Sie kann, wie der Zweite Senat des 
Bundesverfassungsgerichts im Urteil vom 30. Mai 
1956 (BVerfGE Bd. 5, S. 35 ff., 39, 40) ausgeführt hat, 
aber auch in Teilregelungen (Phasen) erfolgen, so- 
weit es aus einem zwingenden Grunde nicht mög- 
lich ist, sie in einem Zuge durchzuführen. Die Bun- 
desregierung ist der Auffassung, daß ein solcher 
zwingender Grund im gegenwärtigen Zeitpunkt 
vorliegt. Sie sieht ihn in dem Zusammenwirken 
mehrerer Faktoren: 

Die gesamtpolitischen Belange, insbesondere die 
Sorgen um Berlin und die Wiedervereinigung, las- 
sen es in nächster Zukunft nicht zu, ohne schwer- 
wiegende Nachteile für die politische Stabilität und 
Aktionsfähigkeit der Bundesrepublik in der Abwehr 
des Weltkommunismus und im Kampf um die Wie- 
dervereinigung langwierige Verhandlungen über 
die innere Gebietseinteilung der Bundesrepublik 
einzuleiten. Es kann von Bundesregierung und Bun- 
desgesetzgeber nicht erwartet werden, daß sie in 
diesem Zeitpunkt Kräfte an innerdeutsche Probleme 
wenden, die nicht vordringlich sind und, obwohl 
für das Gesamtschicksal nicht entscheidend, zu 
schweren Auseinandersetzungen Anlaß geben wür- 
den. Die Vorlage eines Gesetzentwurfs über die 
Neugliederung des ganzen Bundesgebietes würde, 
gleichgültig, welchen Inhalt der Entwurf hätte, sol- 
che Auseinandersetzungen entfachen; auf der ande- 
ren Seite wären die Aussichten, in absehbarer Zeit 
zu einem Ergebnis und zu einer Befriedung zu ge- 
langen, äußerst gering. Die Bundesregierung er- 
kennt zwar in Übereinstimmung mit dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts (Zweiter Senat) vom 
11. Juli 1961 (2 BvG 2/58, 2 BvE 1/59) an, daß der 
Verfassungsauftrag zur allgemeinen Neugliederung 


ohne Rücksicht auf die Wiedervereinigung zu voll- 
ziehen ist. Sie bejaht jedoch das Vorliegen zwin- 
gender Gründe, die im Sinne des Urteils vom 
30. Mai 1956 eine allgemeine Neugliederung des 
gesamten Bundesgebietes im gegenwärtigen Zeit- 
punkt unmöglich und daher eine Lösung in Teil- 
regelungen (Phasen) gerechtfertigt erscheinen las- 
sen. 

11 . 

Als erste Phase hält die Bundesregierung die Ent- 
scheidung über den Fortbestand des Landes Baden- 
Württemberg für möglich und notwendig. In den 
ehemals badischen Gebietsteilen des Landes Baden- 
Württemberg ist in der Zeit vom 3. bis 16. Septem- 
ber 1956 ein Volksbegehren auf Wiederherstellung 
des früheren Landes Baden zustande gekommen. 
Nach Artikel 29 Abs. 2 Satz 3 GG ist daher in den 
Gesetzentwurf über die Neugliederung des Bundes- 
gebiets eine Bestimmung über die Landeszugehörig- 
keit der ehemals badischen Gebietsteile aufzuneh- 
men. Die Neugliederungsfrage stellt sich für Baden- 
Württemberg anders dar als für die übrigen Bun- 
desländer. Schon Artikel 118 des Grundgesetzes, 
der durch die Bildung des Landes Baden-Württem- 
berg verbraucht ist, hatte eine Sonderregelung für 
diesen Raum gebracht. Demgemäß ist Baden-Würt- 
temberg das einzige Land, für das bisher eine Ent- 
scheidung des Bundesgesetzgebers in der Frage der 
Neugliederung erging. Die gegen diese Entschei- 
dung des Bundesgesetzgebers immer wieder erho- 
benen Einwendungen haben, obwohl das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 30. Mai 1956 aner- 
kennt, daß das Land Baden-Württemberg in demo- 
kratisch verfassungsmäßiger Form gebildet wurde, 
eine starke Unruhe in das politische Leben des Lan- 
des gebracht. Nachdem das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts das Volksbegehren u. a. mit der 
Begründung zugelassen hat, der Wille der badischen 
Bevölkerung sei „durch die Besonderheit der poli- 
tisch-geschichtlichen Entwicklung überspielt wor- 
den", ist es notwendig, der Bevölkerung entspre- 
chend den Bestimmungen des Artikels 29 GG mög- 
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liehst bald Gelegenheit zu einer nochmaligen Ab- 
stimmung auf der Grundlage dieses vom Bundes- 
verfassungsgericht für anwendbar erklärten Arti- 
kels zu geben. 

IIL 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE Bd. 5, 
S. 39) hat dargelegt, der verfassungsrechtliche Auf- 
trag des Artikels 29 Abs. 1 bis 6, der auf eine orga- 
nisch wohl ausgeglichene gebietliche Neuordnung 
des ganzen Bundesgebietes abziele, setze eine Ge- 
samtkonzeption voraus. Das Urteil sagt nichts dar- 
über, in welcher Form diese Gesamtkonzeption 
festgelegt sein muß und in welcher Weise sie die 
Planung konkretisieren muß. Das Rechtsgutachten 
der vom Bundesminister des Innern eingesetzten 
Sachverständigenkommission (veröffentlicht unter 
dem Titel „Baden-Württemberg oder Baden und 
Wüttemberg?" 1960 als Band 4 der „Hamburger 
öffentlich-rechtlichen Nebenstunden") läßt es für 
eine Phasenregelung genügen, wenn als Gesamt- 
konzeption ein Plan vorliegt, der die beabsichtigte 
Art der Neugliederung des Bundesgebietes wenig- 
stens in den Umrissen oder Grundzügen erkennen 
läßt (S. 35). Der Bundestag müßte die Gesamtkon- 
zeption feststellen (S. 66). In der teilweise abwei- 
chenden Stellungnahme von Prof. Neumayer 
(S. 71 ff. des Gutachtens) werden auch diese Anfor- 
rungen noch als „überspannt" bezeichnet. 

Die Bundesregierung hält es als Grundregel für die 
Anwendung des Artikels 29 Abs. 1 GG für richtig, 
daß eine Reihe von großräumigen Ländern beste- 
hen soll. Einen Hinweis dafür gibt Artikel 29 Abs. 1 
Satz 2 GG, wonach Länder geschaffen werden sol- 
len, die nach Größe und Leistungsfähigkeit die 
ihnen obliegenden Aufgaben wirksam erfüllen kön- 
nen. Solche Länder haben erfahrungsgemäß auch 
im Bund ein größeres Gewicht. Unter Würdigung 
der anderen Richtbegriffe des Artikels 29 Abs. 1 
GG — landsmannschaftliche Verbundenheit, ge- 
schichtliche und kulturelle Zusammenhänge, wirt- 
schaftliche Zweckmäßigkeit und soziales Gefüge — 
ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
derzeit bestehenden größeren Länder der Bundes- 
republik (Bayern, Nordrhein-Westfalen, Nieder- 
sachsen, Baden-Württemberg) in ihrem Bestand 
nicht angetastet werden sollten, abgesehen von 
Korrekturen kleineren Ausmaßes, die sich bei Wei- 
terverfolgung erfolgreicher Volksbegehren oder aus 
anderen Gründen als zweckmäßig erweisen können. 
Damit soll nicht ausgeschlossen werden, daß auch 
kleinere leistungsfähige Länder, soweit sie den 
Richtbegriffen des Artikels 29 GG entsprechen, wie 
insbesondere die Hansestädte, bestehenbleiben. 

Im Zeitpunkt einer Phasenregelung für Baden- 
Württemberg erscheint es notwendig, die Gesamt- 
konzeption insoweit festzulegen, als sie den Be- 
stand des Landes Baden-Württemberg berührt. Das 
Gebiet im Südwesten der Bundesrepublik hatte 
nach 1945 ein wechselvolles Schicksal. Wenn nun 
eine neue Regelung ergeht, so muß ihre Beständig- 
keit gesichert sein. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß, wenn über die von ihr vorgeschla- 
gene Lösung — Aufrechterhaltung des Landes Ba- 
den-Württemberg — entschieden ist, bei späteren 


Neugliederungsmaßnahmen die Zusammengehörig- 
keit der ehemals badischen, württembergischen und 
hohenzollernschen Gebietsteile, so wie sie histo- 
risch gewachsen sind, unbeschadet von Verände- 
rungen, die sich im weiteren Fortgang der allgemei- 
nen Neugliederung oder auch der Neugliederung 
gemäß Artikel 29 Abs. 7 GG ergeben, nicht mehr 
geändert werden sollte. Dafür spricht auch die Tat- 
sache, daß kein Volksbegehren auf Abtrennung 
eines Gebietsteils des Landes Baden-Württemberg, 
mit Ausnahme des Begehrens auf Wiederherstel- 
lung des Landes Baden, vorliegt. 

Die Gesamtkonzeption für die Neugliederung kann 
zwar für die an das Gebiet des Landes Baden-Würt- 
temberg angrenzenden Länder Hessen und Rhein- 
land-Pfalz noch nicht festgelegt werden, denn der 
Zeitpunkt für eine Entscheidung im mittelrhei- 
nischen Gebiet (Hessen, Rheinland-Pfalz und Saar- 
land) ist noch nicht gekommen. Die am 1. Januar 
1957 vollzogene politische Eingliederung des Saar- 
landes in den Geltungsbereich des Grundgesetzes 
hat in diesem Gebiet neue Verhältnisse geschaffen, 
die wegen der dreijährigen Übergangszeit bei der 
Eingliederung und der nach der Eingliederung er- 
forderlichen Rechtsangleichung im Saarland zur Zeit 
noch nicht voll übersehen und berücksichtigt wer- 
den können (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 2 des Saareinglie- 
derungsgesetzes vom 23. Dezember 1956 — BGBl. I 
S. 1011 — i. V. m. §§ 38, 39 des Gesetzes zur Ein- 
führung von Bundesrecht im Saarland vom 30. Juni 
1959 — BGBL I S. 313, 331). Aber die Entscheidung 
für den Fortbestand des Landes Baden-Württem- 
berg kann unabhängig hiervon getroffen werden. 
Die etwaige Verbindung linksrheinischer Gebiets- 
teile mit dem Land Baden-Württemberg oder um- 
gekehrt die Verbindung baden-württembergischer 
Gebietsteile mit einem der anderen Bundesländer 
bleibt offen. 

IV. 

Die Regelung in Artikel 29 GG verlangt eine sach- 
liche Entscheidung des Bundesgesetzgebers. Es ist 
nicht möglich, die Entscheidung mit konstitutiver 
Wirkung der Bevölkerung der betroffenen Gebiets- 
teile zu überlassen. Das war einer der Gründe für 
das Scheitern des Initiativgesetzentwurfs der Abg. 
Dr. Kopf und Gen. — BT-Drucksache 3316 der 
2. Wahlperiode und BT-Drucksache 375 der 3. Wahl- 
periode. Diese Rechtslage ergibt sich aus dem 
Grundgedanken und der Systematik des Artikels 29 
GG, im einzelnen aus Artikel 29 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 1 
und 2. Das Bundesverfassungsgericht hat im Urteil 
vom 11. Juli 1961 bestätigt, daß den Verfassungs- 
organen des Bundes durch das Grundgesetz der 
Auftrag erteilt ist, die Neugliederung durchzufüh- 
ren. Es verneint ausdrücklich ein „Selbstbestim- 
mungsrecht" für die Bewohner derjenigen Gebiete, 
die nach dem 8. Mai 1945 ohne Volksabstimmung 
ihre Landeszugehörigkeit geändert haben. Der Bun- 
desgesetzgeber ist an das Ergebnis des Volksbegeh- 
rens nicht gebunden (vgl. von Mangoldt-Klein, Das 
Bonner Grundgesetz, Kommentar, 2. Auflage, Be- 
merkung V 8 a zu Artikel 29 GG). Daraus folgt kei- 
neswegs, daß die Bevölkerung der betroffenen 
Gebietsteile nicht in der Lage wäre, auf die Ent- 
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sdieidung des Bundesgesetzgebers einzuwirken. 
Der Bundesgesetzgeber kann das Ergebnis erfolg- 
reidier Volksbegehren, sodann auch das Ergebnis 
eines Volksentscheides nach Artikel 29 Abs, 3 
Satz 2 GG würdigen. Stellt sich heraus, daß die Be- 
völkerung der betroffenen Gebietsteile mit der Ent- 
scheidung des Bundesgesetzgebers nicht einverstan- 
den ist, so kann der Bundesgesetzgeber, wenn eine 
politische Gesamtwürdigung des Volksentscheides 
(Abstimmungsbeteiligung und sachliche Entschei- 
dung) es nahelegt, von seiner früheren Entschei- 
dung abweichen. 


B. Zu den Vorschriften im einzelnen 

Zu § 1 

Der Gesetzenwurf schlägt in § 1 vor, daß die ehe- 
maligen badischen Gebietsteile im Verband des 
Bundeslandes Baden-Württemberg verbleiben. 
Diese Entscheidung entspricht am besten den in Ar- 
tikel 29 Abs. 1 aufgestellten Richtbegriffen. Daß im 
Zuge einer Neugliederung des Bundesgebiets die 
Zusammenfassung der Länder Baden und Württem- 
berg unter Einbeziehung von Hohenzollern die 
zweckmäßigste Lösung für diesen Raum darstellt, 
wurde in den vergangenen Jahren in der politischen 
Auseinandersetzung immer wieder eingehend erör- 
tert und begründet, so besonders bei den parlamen- 
tarischen Verhandlungen über das Zweite Gesetz 
über die Neugliederung in den Ländern Baden, 
Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzol- 
lern vom 4. Mai 1951 (BGBl. I S. 284). Danach hat 
der von der Bundesregierung eingesetzte Sachver- 
ständigenausschuß (Luther-Ausschuß) im Jahre 1955 
ein eingehendes Gutachten über die Neugliederung 
des Bundesgebiets vorgelegt (herausgegeben vom 
Bundesminister des Innern 1955 unter dem Titel 
„Die Neugliederung des Bundesgebietes"). Die 
Gründe, die für die Beibehaltung des Landes Baden- 
Württemberg sprechen, seien hier kurz zusammen- 
gefaßt: 

Es besteht eine geschichtliche und kulturelle Ver- 
bundenheit zwischen den erst zu einem späten Zeit- 
punkt (zu Beginn des 19. Jahrhunderts) zu den Län- 
dern Baden und Württemberg zusammengefaßten 
Landesteilen. Vorhandene Unterschiede im Volks- 
charakter diesseits und jenseits des Schwarzwaldes 
greifen nicht so tief, daß man den Schwarzwald als 
Trennungslinie zwischen verschiedenen Volkstü- 
mern bezeichnen könnte. Auf der Grundlage ge- 
meinsamer Abstammung und Geschichte erhob sich 
im Laufe der Jahrhunderte eine kraftvolle gemein- 
same Kultur, die nicht nur in großen künstlerischen 
Leistungen, sondern auch in der Verwandtschaft 
der politischen Gesinnungen und Bestrebungen 
ihren Ausdruck fand. Auch volkswirtschaftliche 
Überlegungen ließen den Zusammenschluß als 
zweckmäßig erscheinen. Die ehemaligen Länder Ba- 
den und Württemberg ergänzten sich von jeher in 
ihrer vielgestaltigen Wirtschafts- und Sozialstruk- 
tur. Dieser einheitlichen Wirtschaft wurde mit 
der Bildung des Landes Baden-Württemberg, das 
inzwisdien nach Fläche und Bevölkerungszahl als 
drittgrößtes Bundesland in der industriellen Produk- 


tion an zweiter, in der Industriedichte an erster 
Stelle steht, die Möglichkeit einer großräumigen 
und organischen Fortentwicklung gegeben. In dem 
Luther-Gutachten wird Baden-Württemberg als ein 
Muster wirtschaftlicher Zweckmäßigkeit bezeichnet. 
In Verbindung mit wirtschaftlicher und landwirt- 
schaftlicher Homogenität besteht auch eine weitge- 
hende übereinstimimung der sozialen Struktur. In 
den zehn Jahren des Bestehens des Landes Baden- 
Württemberg wurde das politische Leben auf der 
Grundlage einer gemeinsamen Politik geordnet. 
Weder bei der Ausarbeitung der Landesverfassung 
noch bei späteren Gesetzgebungsarbeiten hat es 
Auseinandersetzungen zwischen Badenern auf der 
einen und Württembergern auf der anderen Seite 
gegeben. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß auch Ge- 
sichtspunkte für die Wiederherstellung des früheren 
Landes Baden angeführt werden können. Die Lei- 
stungsfähigkeit eines solchen Landes würde aber 
erheblich hinter der des heutigen Landes Baden- 
Württemberg zurückstehen; die geographische Ge- 
stalt eines Landes Baden mit einer Längenstreckung 
von 400 km bei nur 18 km Breite an der schmälsten 
Stelle spricht, wie der Lutherausschuß hervorhebt, 
ebenfalls gegen die Wiedererrichtung dieses Lan- 
des. 

Die Bundesregierung sieht keinen durchgreifenden 
Grund, das den Forderungen des Artikels 29 GG 
am besten entsprechende Land Baden- Württemberg 
nach zehn Jahren erfolgreicher Aufbauarbeit und 
Bewährung auch im Zusammenleben von Württem- 
bergern und Badenern aufzulösen. 

Der Volksentscheid über das vorliegende Gesetz 
wird im übrigen Gelegenheit geben, daß die badische 
Bevölkerung allein über diese Frage abstimmt, wäh- 
rend bei einer Entscheidung über die Auflösung des 
Landes Baden-Württemberg wohl auch die Bevölke- 
rung in Württemberg und Hohenzollern gemäß Ar- 
tikel 29 Abs. 3 Satz 1 GG zum Volksentscheid zuge- 
lassen werden müßte. 

Zu § 2 

§ 2 ordnet den Volksentscheid in den ehemals badi- 
schen Landesteilen des Landes Baden-Württemberg 
an. Außer der Bestimmung einer Frist von 6 Mo- 
naten, die der Bundesregierung als angemessen 
erscheint, ergibt sich der Inhalt schon aus Arti- 
kel 29 Abs. 2 und 3 GG und den Vorschriften der 
§§ 21 bis 37 des Gesetzes über Volksbegehren und 
Volksentscheid bei Neugliederung des Bundesgebie- 
tes nach Artikel 29 Abs. 1 bis 6_des Grundgesetzes 
vom 23. Dezember 1955, die, soweit veranlaßt, durch 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf Grund der 
dort vorgesehenen Ermächtigung zu ergänzen sind. 

Zu § 3 

Der Wortlaut des Stimmzettels macht die Abstim- 
mungsfrage deutlich. Er stellt im übrigen die in § 1 
enthaltene Sachentscheidung heraus, Schwierigkei- 
ten werden vermieden, auch >die Auswertung des 
Abstimmungsergebnisses ist einfach. 
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Zu § 4 

Die Vorschrift paßt die genannten Bestimmungen 
des Gesetzes über Volksbegehren und Volksent- 
scheid den Bestimmungen des Bundes Wahlgesetzes 
vom 7. Mai 1956 (BGBl. I S. 383) i. d. F. des Gesetzes 
über die Eingliederung des Saarlandes vom 23. De- 
zember 1956 (BGBl. I S. 1011) und den Vorschriften 
der Bimdeswahlordnung vom 16. Mai 1957 (BGBl, I 
S. 441) i. d. F. vom 30. Mai 1961 (BGBl. I S. 621) an, 
weil beide Vorschriften nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes über Volksbegehren und Volksentscheid ge- 
ändert wurden. 

§ 5 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 6 

regelt das Inkrafttreten. Hinsichtlich des § 1 gilt die 
Besonderheit, daß sein materieller Inhalt abhängig 
ist von dem Ausgang des in § 2 vorgesehenen 
Volksentscheids. Stimmt dabei die Mehrheit der ab- 
gegebenen Stimmen , (Artikel 29 Abs. 5 GG) dem § 1 
zu, dann tritt damit die Rechtsfolge des § 1 ein. 
Lehnt die Mehrheit der abgegebenen Stimmen den 
§ 1 ab, greift Artikel 29 Abs. 4 GG ein. Trotz dieser 
Besonderheit muß § 1 mit dem übrigen Gesetzes- 
inhalt gleichzeitig iformell in Kraft gesetzt werden, 
weil dem Volksentscheid nach § 2 eine gültige Be- 
stimmung des Gesetzgebers im Sinne des Arti- 
kels 29 Abs. 2 Satz 3 zugrunde liegen muß. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:'' 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundes- 
rates, weil in § 4 das Gesetz über Volksbegehren, 
das der Zustimmung des Bundesrates bedurfte, 
formell geändert wird. Die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit folgt weiter aus Artikel 84 Abs. 1 GG, 
weil in § 4 Nr. 2 in Verbindung mit den ent- 
sprechend anwendbaren Vorschriften des Bun- 
deswahlgesetzes (vgl. z. B. § 9 Abs. 2, §§ 10, 18) 
und in § 4 Nr. 4 in Verbindung mit den entspre- 


chend anwendbaren Vorschriften der Bundes- 
wahlordnung (vgl. z. B. §§ 2, 5, 6, 11, 13) des 
Verwaltungsverfahrens von Landesbehörden im 
Sinne von Artikel 84 Abs. 1 GG geregelt wird. 

2. In dem neugefaßten § 37 Abs. 2 des Gesetzes 
über Volksbegehren sind hinter dem Wort 
„Rechtsverordnung" die Worte „mit Zustimmung 
des Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 

Er erscheint angezeigt, die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit dieser Rechtsverordnung nach Artikel 80 
Abs. 2 GG ausdrücklich zu betonen. 


Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung vermag sich der Auffassung 
des Bundesrates, daß der vorliegende Gesetzent- 
wurf der Zustimmung des Bundesrates bedürfe, 
nicht anzuschließen. 

Der Bundesrat führt für die Zustimmungsbedürftig- 
keit des Gesetzentwurfs zwei Gründe an: Das Ge- 
setz ändere in § 4 das Gesetz über Volksbegehren 
und Volksentscheid vom 23. Dezember 1955 (BGBl. I 
S. 835), das der Zustimmung des Bundesrates be- 
durft habe, und enthalte ferner in § 4 Nr. 2 und 4 in 
Verbindung mit entsprechend für anwendbar er- 
klärten Vorschriften des Bundeswahlgesetzes und 
der Bundeswahlordnung selbst Vorschriften über 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden, so 
daß Artikel 84 Abs. 1 GG anwendbar sei. 

Zum ersteren Einwand ist darauf hinzuweisen, daß 
zwar der Bundesrat das Gesetz über Volksbegehren 
und Volksentscheid unter Hinweis auf Artikel 84 
Abs. 1 GG für zustimmungsbedürftig erklärt und 
ihm zugestimmt hat, das Gesetz aber, entsprechend 
der Rechtsauffassung der Bundesregierung, nicht mit 
der Zustimmungsformel verkündet worden ist. Da 
die in § 4 des Gesetzentwurfs vorgesehenen Ände- 
rungen des Gesetzes von 1955 selbst verfahrens- 


rechtlicher Natur sind, würden sie auch nach stän- 
diger Meinung der Bundesregierung die Zustim- 
mungspflichtigkeit des Gesetzes begründen, wenn 
der Anwendung des Artikels 84 Abs. 1 GG sowohl 
hinsichtlich des Gesetzes von 1955 wie hinsichtlich 
der verfahrensrechtlichen Vorschriften des vorlie- 
genden Gesetzentwurfs selbst nicht besondere 
Gründe entgegenstünden. Insofern betreffen beide 
vom Bundesrat angeführten Gründe dasselbe Rechts- 
problem. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist der Bun- 
desgesetzgeber auf Grund Artikel 29 Abs. 6 Satz 1 
GG berechtigt und verpflichtet, das Verfahren der 
Neugliederung (selbst) gesetzlich zu regeln. Diese 
Bestimmung ist wie Artikel 38 Abs. 3 GG lex spezia- 
lis gegenüber Artikel 84 Abs. 1 GG. Sie läßt weder 
für die Anwendung des Normalfalles einer landes- 
gesetzlichen Regelung noch für eine abweichende 
bundesgesetzliche Regelung mit Zustimmung des 
Bundesrates Raum: ersteres nicht, weil das Grund- 
gesetz dem Bundesgesetzgeber ausdrücklich zur 
Pflicht macht, das Verfahren zu regeln, also eine 
landesrechtliche Regelung gerade im Bereich des 
Verfahrens ausschließt, letzteres nicht, weil die un- 
mittelbar geltende Norm des Artikel 29 Abs. 6 
Satz 1 GG für eine abweichende Regelung durch den 
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einfachen Bundesgesetzgeber keinen Raum mehr 
läßt. Wenn der Grundgesetzgeber die Zustimmung 
des Bundesrates hätte vorschreiben wollen, dann 
hätte er dies in Artikel 29 Abs. 6 Satz 1 ausdrücklich 
aussprechen müssen, wie es etwa im anschließenden 
Absatz 7 des Artikels 29 GG geschehen ist. 


Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 

Zwar ist der Bundesgesetzgeber auf Grund der Son- 
dernorm des Artikels 29 Abs. 6 GG zur Verfahrens- 
regelung ohne Zustimmung des Bundesrates befugt. 
Vollzogen werden die gesetzlichen Vorschriften aber 
immerhin von Landesbehörden in „landeseigener" 
Verwaltung im Sinne des Artikels 80 Abs. 2 (letzte 
Alternative) GG. Dem Verlangen des Bundesrates 
kann daher eine Berechtigung nicht abgesprochen 
werden. Die Bundesregierung hat auch seinerzeit 
die Zustimmungsbedürftigkeit der Durchführungs- 
verordnung vom 29. Dezember 1955 zum Gesetz 
vom 23. Dezember 1955 (BGBl. I S. 870) anerkannt. 
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